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Unvereinbarkeit - Mitglied im Landeswahlausschuss zur Kommunalwahl und eigene 
Kandidatur zur Kommunalwahl 
 
 
Sehr …, 
 
mit Schreiben vom … baten Sie den Gesetzgebungs- und Beratungsdienst um Prüfung der 
Frage, ob ein Wahlbewerber für ein kommunales Mandat gleichzeitig Mitglied des Landes-
wahlausschuss sein darf. 
 
Hierzu ist zu sagen, dass Wahlbewerber nach § 13 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes für das 
Land Sachsen-Anhalt (KWG LSA) ein Wahlehrenamt nicht innehaben dürfen. Dies gilt auch 
für die nach § 13 Abs. 2, § 48 Abs. 1 des Wahlgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt ehrenamt-
lich tätigen Beisitzer des Landeswahlausschusses. Mit ihrer Verpflichtung zur unparteiischen 
Wahrnehmung ihres Amtes (vgl. § 8 Abs. 1 der Landeswahlordnung), erscheint die Mitwir-
kung eines Wahlbewerbers im Landeswahlausschuss, der in gewissem Umfang auch bei den 
Wahlen zu den Vertretungen mitwirkt (vgl. § 14 Abs. 2 KWG LSA), unvereinbar. Beisitzer 
des Landeswahlausschusses, die sich um ein kommunales Mandat bemühen, müssten dement-
sprechend abberufen werden. 
 
Für Rückfragen stehe ich Ihnen gern zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
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